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Kommentar
Peter DeThier
zum Impeachment-Prozess gegen Donald Trump

In der amerikanischen Rechtspre-
chung gibt es sogenannte „open
and shut“-Prozesse, Fälle, in de-
nen die Beweislage so klar und so

unwiderlegbar ist, dass man von vorn-
herein eigentlich genau weiß, wie
zwölf unvoreingenommene Juroren
entscheiden werden. Nach den ersten
beiden Tagen des zweiten Impeach-
ment-Prozesses gegen den ehemali-
gen Präsidenten Donald Trump könn-
te man glauben, dass dies ein solcher
Prozess ist.

Nicht nur zettelte Trump an jenem
unseligen 6. Januar, als es galt, im Se-
nat den Wahlsieg von Joe Biden for-
mal zu besiegeln, den blutigen Auf-
stand im Kapitol an. Trump bereitete
zuvor schon für den Fall, dass Versu-
che scheitern, seine Niederlage vor
Gericht anzufechten, die Rebellion
systematisch vor. Die neuen Videos
von dem Aufstand, den Trump offen-
bar genüsslich im Fernsehen verfolg-

te, und sein Schweigen, während
Menschenleben – selbst das seines ei-
genen Vizepräsidenten – in Gefahr
waren, spricht Bände über seine
Selbstsucht und unterstreichen, wie
sehr Loyalität für ihn eine Einbahn-
straße ist.

Das Problem bei diesem Verfahren
besteht darin, dass es eben kein juris-
tischer Prozess ist, sondern ein politi-
scher. Zwar sollten die Senatoren un-
voreingenommen bleiben und die Be-
weise nüchtern analysieren.

Tatsache ist aber, dass Republika-
ner immer noch Angst haben vor
Trump sowie dessen Fähigkeit, seine
Anhänger gegen sie zu mobilisieren,
wenn sie ihm den Rücken kehren. So-
lange die Partei aber an der Vergan-
genheit festhält und sich freiwillig
dem Diktat eines abgewählten Präsi-
denten beugt, nützen in diesem Impe-
achment-Prozess auch die besten Be-
weise nichts.

Ein klarer Fall, eigentlich

Den bislang schwersten islamistischen Terroranschlag
in Deutschland hatte im Dezember 2016 der abgelehnte
Asylbewerber Anis Amri aus Tunesien verübt. Der IS-An-
hänger erschoss einen Lastwagenfahrer und raste dann
mit dessen Fahrzeug über den Weihnachtsmarkt auf dem
Berliner Breitscheidplatz, wo er elf weitere Menschen töte-
te. In Köln waren 2018 ein Tunesier und seine Ehefrau ver-
haftet worden. Das radikale Islamisten-Paar hatte den Bau
einer Bombe mit dem Kampfstoff Rizin vorbereitet.

Auf die drei syrischen Brüder wurde das Bundeskrimi-
nalamt aufmerksam, nachdem einer der Brüder in Polen je-
weils fünf Kilogramm Aluminiumpulver und Schwefel nach
Dessau-Roßlau bestellt hatte. Der dort lebende Bruder
hielt sich häufiger bei seiner Familie in Dänemark auf, die
schon früher wegen extremistischer Gesinnung aufgefallen
war. Wo der mutmaßliche Anschlag hätte stattfinden sol-
len, ist noch nicht bekannt. dpa

STICHWORT ISLAMISTISCHE ANSCHLAGSPLÄNE

Leitartikel
Igor Steinle
zur Corona-Politik der Bundesregierung

N ochmal ein Monat
Lockdown. Warum,
machte die Kanzlerin
in ihrer Regierungser-
klärung deutlich: Man
habe das Land nicht

früh genug wieder runtergefahren.
Was wie Selbstkritik klingt, ist im
Grunde ein Vorwurf: Ihr, liebe Län-
derfürsten und Bürger, wolltet mir da-
mals ja nicht glauben. Wirklich?

Ein Jahr leidet das Land nun unter
der Pandemie. Das Einzige, was Mer-
kel und den Ministerpräsidenten aber
nach jedem Treffen einfällt, lautet:
„Wir bleiben zu Hause.“ Es ist ein Of-
fenbarungseid der Einfallslosigkeit
und Überforderung.

Noch immer hat niemand eine
Antwort geliefert, was den ganzen
Sommer über getan wurde, um Todes-
fälle und Dauer-Lockdown zu vermei-
den. Wieso wurden nicht genug
Schnelltests produziert und ange-
schafft? Wo sind die Lüftungsgeräte
für die Schulen? Wieso gab es die
FFP2-Masken nicht schon früher, und
zwar für alle? Mit den nötigen finanzi-
ellen Anreizen für die Wirtschaft
wäre das möglich gewesen.

Stattdessen offenbart die Krise den
schauderhaften Zustand des deut-
schen Staates. Nicht nur die techni-
sche Vernachlässigung der Ämter und
Schulen raubt einem den Atem. Es ist
vor allem die Diskrepanz zwischen
dem Ernst der Pandemie, den Politi-
ker nicht müde werden zu beschrei-
ben, und ihrem Handeln. Wäre es in
der schlimmsten Krise seit dem Krieg
nicht angebracht, alles Menschen-
mögliche zu tun, sie schnellstmöglich
zu überwinden? Anscheinend nicht:
Nach wie vor liefern viele Gesund-
heitsämter keine aktuellen Zahlen
vom Wochenende.

Das muss sich ändern. Denn dass
Covid im Herbst vorbei ist, glaubt
kein Spezialist, sagt SPD-Corona-Gu-
ru Lauterbach. „Wollen wir Normali-

tät ohne Lockdown, müssen wir jetzt
investieren.“ Denn die Impfstoffe
müssten wegen der Mutationen wei-
terentwickelt werden. Sein beunruhi-
gendes Urteil: „Impflogistik, Luftfilter,
Schnelltests, Gensequenzierung, Stu-
dien. Alles noch schwach bisher.“

Dass genug passieren würde, um
dem Desaster zu entgehen, ist aber
nicht zu erkennen. „Ich habe die Sor-
ge, dass wir im Herbst den Satz hören:
Warum hat die Politik zum zweiten
Mal den Sommer verschlafen?“, sagt
die Vorsitzende des EU-Ethikrats
Woopen. Wieso hat ein angebliches
Hochtechnologieland noch immer
keine technologische Infrastruktur für

die Bewältigung der Krise geschaffen,
fragt sie sich – zu Recht.

Der fehlende Wille, die Pandemie
mit Mitteln der Moderne, nicht des
Mittelalters einzudämmen, sorgt für
menschliches Leid. Nicht nur viele
Tote wären mit einem besseren Ma-
nagement vermeidbar gewesen – auch
die Verzweiflung vieler Menschen, Fa-
milien am Rande des Nervenzusam-
menbruchs, Selbstständige vor dem
Ruin. Aber nicht mal die Finanzhilfen
bekommt diese Regierung geregelt.

Wenn aus der Pandemie eine Lehre
zu ziehen ist, dann, dass es so nicht
weitergehen kann. Das Land muss auf
allen Ebenen modernisiert werden.
Vor allem aber muss das Prinzip der
Mut- und Einfallslosigkeit, das das
Handeln vieler Verantwortlicher be-
stimmt, endlich überwunden werden.

leitartikel@swp.de

Ein Offenbarungseid

Berlin. Sie ist ein wichtiger Indi-
kator im Kampf gegen Corona:
Die Zahl der Neuinfektionen pro
100 000 Einwohner binnen sieben
Tagen. Galt bislang die 50 als Ziel-
marke, ist seit der Runde von
Kanzlerin undMinisterpräsiden-
ten plötzlich die 35 in aller Mun-
de. Doch neu ist der Wert nicht.

Wann und warum wurde die Zahl
festgelegt? Bereits im Frühjahr
vergangenen Jahres hatte Bundes-
kanzlerin Kanzlerin Angela Mer-
kel eine Obergrenze von 35 ins
Spiel gebracht, scheiterte aber an
denMinisterpräsidenten. ImMai
wurde dann die 50 quasi als Maß
aller Dinge beschlossen. Aller-
dings legte Bayern die 35 als
„Frühwarnwert“ fest. Und auch in

dem erst im November neu auf-
genommenen Paragraphen 28a
des Infektionsschutzgesetzes des
Bundes steht, dass Schutzmaß-
nahmen „unter Berücksichtigung
des jeweiligen Infektionsgesche-
hens regional bezogen auf die
Ebene der Landkreise, Bezirke
oder kreisfreien Städte an Schwel-
lenwerten ausgerichtet werden“
sollen. „Schwerwiegende Schutz-
maßnahmen“ sind demnach bei
Überschreitung eines Schwellen-
wertes von über 50 angebracht,
„stark einschränkende Schutz-
maßnahmen“ bei mehr als 35.

Was ist der Hintergrund? Ziel der
Politik ist, dass die Gesundheits-
ämter Infektionsketten nachver-
folgen und unterbrechen können.

Die Annahme ist, dass sie dies nur
bei einem überschaubaren Pande-
miegeschehen – eben bis zur In-
zidenz von 50 – leisten können.
Allerdings haben erst am vergan-
genenWochenende einige Groß-
städte ausdrücklich betont, dies
auch bei höheren Werten zu
schaffen.

Wiewird die 35 jetzt begründet? Im
Beschluss vonMittwoch heißt es,
wegen der „Unsicherheit bezüg-
lich der Verbreitung von Virus-
mutanten“ könne der nächste Öff-
nungsschritt beispielsweise für
Einzelhandel oder Museen erst
bei einer „stabilen Sieben-Ta-
ge-Inzidenz von höchstens 35“ er-
folgen. SPD-Gesundheitspolitiker
Karl Lauterbach sagte, wegen der
gefährlichen Mutationen sei „die
35 das neue 50 geworden“.

Wieweit ist derWegbis zur 35?Aus
Sicht des Gießener Virologen
FriedemannWeber könnte es be-
reits Anfang März so weit sein.
„Ich kann mir vorstellen, dass
man bis dahin auf den Zielwert
von 35 kommt – wenn sich alle
weiter an die verordneten Maß-
nahmen halten“, sagte er. Am
Donnerstagmorgen lag die Zahl
bundesweit noch bei 64,2. Merkel
betonte allerdings, auch bei der
35 könne es nicht bleiben: „Wir
dürfen uns auf gar keinen Fall mit
irgendeiner Seitwärtsbewegung
bei 35 zufriedengeben“. Sie erin-
nerte daran, dass im vergangenen
Sommer die Inzidenz bei 3 oder
4 gelegen habe. Ellen Hasen-
kamp, Hajo Zenker

Merkel, dieMinisterpräsidenten
und die rätselhafte 35
PandemieWegen der gefährlichen Mutationen soll die Inzidenz nun
nicht nur unter 50, sondern möglichst unter 35 gedrückt werden. Die
Aufregung ist groß, aber so neu ist derWert gar nicht.

Berlin.Nur die Friseure atmen auf,
weil sie ab 1. März wieder öffnen
dürfen. In allen anderen Bran-
chen, die weiter geschlossen blei-
ben, wächst die Existenzangst
weiter. Der Einzelhandelsverband
HDE reagierte verärgert auf die
Beschlüsse derMinisterpräsiden-
ten mit Kanzlerin Angela Merkel
(CDU) zur Verlängerung des
Lockdowns bis zum 7. März: Das
Versprechen eines Konzepts für
eine sichere Öffnungsstrategie sei
„leichtfertig gebrochen“ worden,
klagteHDE-Hauptgeschäftsführer
Stefan Genth.

Pro geschlossenem Verkaufs-
tag verlieren die Einzelhändler
rund 700Millionen Euro Umsatz,
so Genth. Jeder Fünfte befürchtet
nach einer HDE-Umfrage unter
1000 Geschäften, ohne weitere
Hilfen schon im ersten Halbjahr
aufgeben zu müssen, ein weiteres
Drittel rechnet damit im zweiten
Halbjahr. Händler wollen vor Ge-
richt gehen, weil sie – im Gegen-
satz zu Gaststätten und Hotels –
nicht die relativ großzügigen No-
vember- und Dezemberhilfen be-

kommen. Allerdings ist sich
Genth im Klaren, dass Prozesse
keine schnellen Ergebnisse brin-
gen. Den Gleichbehandlungs-
grundsatz verletze auch, dass Un-
ternehmen mit mehr als 750 Mil-
lionen Euro Jahresumsatz kein
Hilfen bekommen. Zudem bekä-
men Bekleidungsgeschäfte nur
für Winterware einen Ausgleich,
obwohl auch Frühjahrsmode
nicht mehr zu verkaufen sei.

Hotels hoffen auf Ostern
Der Hotel- und Gaststättenver-
band beklagte, dass seine Bran-
che im Beschluss der Minister-
präsidenten mit keinemWort er-
wähnt werde. Das löse „Frust und
Verzweiflung“ aus, sagte Deho-
ga-Präsident Guido Zöllick. Man
habe nicht mit einem konkreten
Öffnungsdatum gerechnet, aber
mit einer Aussage, wann und un-
ter welchen Umständen wieder
geöffnet werden dürfe. Er hoffe,
spätestens eineWoche vor Ostern
wieder aufmachen zu können.

Viel Pessimismus unter den
Unternehmen zeigt auch die

Frühjahrsumfrage des Deutschen
Industrie- und Handelskammer-
tags (DIHK), an der sich 30 000
Firmen beteiligten. Danach rech-
nen 31 Prozent in den nächsten
zwölf Monaten mit schlechteren
Geschäften und nur 22 Prozent
mit besseren.Während die Indus-
trie zuversichtlich ist, wächst auf
dem Bau die Skepsis. Viele
Dienstleister befürchten weiter
dramatische Einbrüche. Sieben
Prozent haben Angst vor der Plei-
te, unter den vom Lockdown di-
rekt Betroffenen deutlich mehr.

Aufgrund der schlechten Stim-
mung rechnet der DIHK in die-
sem Jahr nur nochmit 2,8 Prozent
Wirtschaftswachstum. Er ist da-
mit skeptischer als die Bundesre-
gierung, die drei Prozent für mög-
lich hält. Das Vorkrisenniveau
werde wohl erst im dritten Quar-
tal 2022 erreicht. Getragen wird
die Konjunktur vom privaten
Konsum, während es im Export
nur mäßige Zuwachsraten geben
dürfte. Die Zahl der Erwerbstäti-
gen soll nach dem Einbruch 2020
stagnieren. Dieter Keller

Händler undWirte verzweifelt
Corona-Folgen Nicht nur Modegeschäfte beklagen die fehlende
Perspektive, wann sie wieder öffnen dürfen.

Ab hier nur mit
Maske.Wann
das endet, ist
offen, zumin-
dest gibt es
neue Kriterien.
Foto: Federico
Gambarini/dpa
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Der fehlendeWille,
die Pandemiemit

Mitteln derModerne
einzudämmen, sorgt für
menschliches Leid.

Bundeswehr
Corona-Hilfe hat
oberste Priorität
Berlin. Die Bundeswehr wird
ihren Einsatz in der Corona-Pan-
demie wenn nötig noch deutlich
verlängern. Das haben Verteidi-
gungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer (CDU) und
Generalinspekteur Eberhard Zorn
in einemTagesbefehl an die Trup-
pe angekündigt. Auch könne das
Unterstützungskontingent auf
mehr als die bisher eingesetzten
25 000 Soldaten erhöht werden.
Die Bewältigung der Corona-Pan-
demie habe oberste Priorität – ne-
ben dem Kernauftrag. dpa

Terrorverdacht
Syrische Brüder
festgenommen
Berlin. Die Polizei hat womöglich
einen islamistischen Terroran-
schlag vereitelt. In Deutschland
und Dänemark wurden bereits am
Wochenende drei Brüder aus Sy-
rien festgenommen, die im Ver-
dacht stehen, gemeinsam einen
Sprengstoffanschlag vorbereitet
zu haben. Einer wurde im hessi-
schen Dietzenbach festgenom-
men. Seine Brüder hat die Polizei
in Dänemark festgesetzt. Dort sei-
en auch Chemikalien gefunden
worden, hieß es weiter. dpa
Stichwort
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